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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Bund und Kantone wollen in einem gemeinsamen Projekt, IIZ-MAMAC, Personen mit
Mehrfachproblematik rascher wieder in den Arbeitsmarkt zurückführen. Ausgerichtet
ist das Projekt auf Personen, bei welchen unklar ist, ob sie krank sind, weil sie keine
Arbeit haben, oder ob sie keine Arbeit haben, weil sie krank sind. Weil in solchen Fällen
meist auch nicht abschliessend beurteilt werden kann, ob die
Arbeitslosenversicherung, die Invalidenversicherung oder die Sozialhilfe zuständig ist,
ziehen sich die Abklärungen der zum Teil komplexen Ursachen in die Länge, und es
besteht die Gefahr, dass die Betroffenen von einer Institution zur nächsten
weitergereicht werden («Drehtüreffekt»). Während dieser Zeit verschärfen sich die
Probleme oder sie verfestigen sich. Im Rahmen der interinstitutionellen
Zusammenarbeit (IIZ) von Arbeitslosenversicherung (ALV), Invalidenversicherung (IV)
und Sozialhilfe werden jetzt Strukturen geschaffen, die es ermöglichen, möglichst rasch
die Situation umfassend und für alle drei Institutionen zu analysieren und mit einem
verbindlichen Integrationsplan festzulegen, welche Massnahmen für eine Reintegration
in den Arbeitsmarkt nötig sind. Im Rahmen einer engen Zusammenarbeit mit den
Kantonen sollen Erfahrungen aus dem praktischen Vollzug einfliessen und Unterschiede
kantonaler Vollzugsstrukturen in der Konzeption berücksichtigt werden. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.09.2006
MARIANNE BENTELI

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

110 Jugendliche zwischen 15 und 20 Jahren nehmen sich in der Schweiz im
Durchschnitt pro Jahr das Leben. Die Schweiz liegt damit in der europäischen Rangliste
der Jugendsuizidrate hinter Finnland auf Rang zwei. Die Zahl der Selbsttötungen von
Jugendlichen entspricht in etwa derjenigen der Todesopfer im Strassenverkehr in
dieser Altersstufe. Als erster Kanton eröffnete Genf ein Zentrum für
selbstmordgefährdete Jugendliche. Hier soll jungen Menschen nach einem
Selbsttötungsversuch Hilfe angeboten werden. Damit hoffen die Fachleute zu
verhindern, dass die Betroffenen rückfällig werden. Nach Bordeaux in Frankreich ist
dies das zweite Zentrum dieser Art in Europa. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.03.1996
MARIANNE BENTELI

Epidemien

Im Rahmen des Nationalen Forschungsprogramms «Die Gesundheit des Menschen in
seiner heutigen Umwelt» (NFP 26) widmeten sich verschiedene interdisziplinäre
Untersuchungen dem Ausmass, den Mechanismen und den Auswirkungen der
gesellschaftlichen Ausgrenzung von HIV-Infizierten und AIDS-Kranken. Fazit der
Studien war, dass dieses Thema nur zusammen mit der wachsenden Intoleranz
gegenüber den Randgruppen ganz allgemein angegangen werden kann. Im November
1991 lief eine vom BAG und der Stiftung zur Förderung der Aidsforschung unterstützte
Studie zur Frage an, ob bei HIV-Positiven Ausbruch und Verlauf der Krankheit von
virusunabhängigen Faktoren beeinflusst werden. Im Zentrum des Interesses stehen
zusätzliche Faktoren, welche die Funktionsweise des Immunsystems beeinträchtigen
können, wie etwa Stress, Konsum von Drogen oder Alkohol, mangelhafte Ernährung und
Rauchen. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.10.1991
MARIANNE BENTELI

Das Schweizerische Rote Kreuz (SRK) und sein Blutspendedienst übernahmen die
Mitverantwortung für die rund 200 bis 300 Bluter und Transfusionsempfänger, die
durch HIV-verseuchte Blutkonserven mit dem Virus angesteckt worden sind. Zusätzlich
zum bestehenden Notfall-Fonds wurden Rückstellungen von CHF 1 Mio. für AIDS-
Betroffene getätigt. Das SRK betonte, dass sich in der Schweiz im Vergleich zum
Ausland bedeutend weniger HIV-Infektionen auf diesem Weg ereignet hätten. Ein
Grossteil der Infizierungen sei vor Mitte 1985 erfolgt, zu einem Zeitpunkt also, da noch
keine Möglichkeit bestand, sämtliche Blutspenden auf eine eventuelle HIV-Positivität

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.11.1991
MARIANNE BENTELI
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hin zu kontrollieren. 4

Sozialhilfe

Nach den Kriterien der EG und der WHO gilt eine Person als arm, wenn ihr Einkommen
weniger als die Hälfte des Einkommens beträgt, das in einem Land durchschnittlich zur
Verfügung steht. Geht man von dieser Definition der Armutsschwelle  aus, leben 8
Prozent oder ungefähr 500'000 Menschen in der Schweiz in Armut. Dient als
Richtschnur die für die Entrichtung von Ergänzungsleistungen der AHV/IV massgebliche
Einkommensgrenze, so sinkt der Anteil der Armen auf 4 Prozent. Auf 10 Prozent steigt
er dagegen, wenn die für Mietzinszuschüsse massgebliche Einkommensgrenze
berücksichtigt wird. Dies ergab eine Untersuchung des Instituts für Sozialwissenschaft
der Universität Lausanne. Noch erschreckendere Zahlen lieferte eine Armutsstudie im
Kanton Neuenburg, derzufolge mindestens ein Sechstel, wahrscheinlicher aber eher ein
Fünftel der Bevölkerung unter der von EG und WHO definierten Armutsschwelle lebt.
Aufgeschreckt durch diese Zahlen reichte die FDP-Fraktion ein Postulat (Po 90.926)
ein, das für das Jubiläumsjahr eine nationale Konferenz zum Thema Armut anregt. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 02.11.1990
MARIANNE BENTELI

Durchschnittlich leben in der Schweiz rund 15 Prozent der Bevölkerung unter der
Armutsgrenze. Eine neue kantonale Studie aus dem Wallis bestätigte die bereits aus
anderen Untersuchungen bekannten Zahlen. Auffallend war dabei, dass besonders
junge Erwachsene unter 30 Jahren vom Problem der Armut betroffen sind: Unter
Ausschluss der Minderjährigen und der Studenten machten sie 28 Prozent jener aus,
die aufgrund der angewendeten Kriterien als arm zu gelten haben. Armutsgefährdet
sind aber auch Rentner (16.4%) und insbesondere die Frauen, die zweieinhalbmal
zahlreicher in Armut leben als die Männer. Zwei Drittel der Armen sind ledig,
geschieden oder verwitwet. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.06.1991
MARIANNE BENTELI

Zu eher noch krasseren Ergebnissen kam eine Studie im Kanton Baselstadt. Gemäss
den Autoren ist dort jede vierte Person mehr oder weniger stark von Armut betroffen:
15 Prozent der Bevölkerung leben bereits unterhalb der Armutsschwelle, 10 Prozent sind
Grenzfälle. Die meisten der befragten sozialen Institutionen gingen zudem davon aus,
dass sich das Phänomen in den nächsten zehn Jahren noch verschärfen wird. Der
Basler Regierungsrat beauftragte das Wirtschafts- und Sozialdepartement, Vorschläge
zur Schliessung der Lücken im Sozialnetz auszuarbeiten. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.06.1991
MARIANNE BENTELI

Eine gesamtschweizerische Untersuchung der Armutsproblematik (NFP 29) lässt
weiterhin auf sich warten, weshalb den kantonalen Studien besondere Bedeutung
zukommt. Neu erschienen Untersuchungen für die Kantone Bern, Jura, St.Gallen und
Zürich. Je nach Berechnungsart wiesen die Untersuchungen einen Armutsanteil von 3
bis 5 Prozent (St. Gallen), knapp 10 Prozent (Zürich) oder 15 bis 17 Prozent (Bern und
Jura) aus. Einig waren sich aber alle Autoren, dass bestehende oder drohende Armut in
einzelnen Bevölkerungsteilen besonders stark vertreten ist, nämlich bei den
Alleinstehenden, den Alleinerziehenden, den Familien und den Rentnern. Zudem
wiesen alle darauf hin, dass ihre Studien – basierend auf Zahlen der späteren 1980er
Jahre – notwendigerweise zu niedrig greifen, da sie der zunehmenden
Langzeitarbeitslosigkeit noch nicht Rechnung tragen konnten. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.02.1992
MARIANNE BENTELI

Die Rezession und die steigende Zahl der ausgesteuerten Langzeitarbeitslosen
verstärkte 1993 den Druck auf die Fürsorgeämter weiter. 160'000 bis 180'000 Personen
waren nicht mehr in der Lage, ihre Existenz selber zu bestreiten. Angesichts der
Finanzknappheit der öffentlichen Hand wurden die Voraussetzungen für eine wirksame
Sozialhilfe immer schwieriger. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.10.1993
MARIANNE BENTELI
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Gemäss einer Pilotstudie zu einer nationalen Sozialhilfestatistik werden
gesamtschweizerisch zwischen 100'000 und 150'000 Personen von den
Fürsorgebehörden materiell unterstützt. Die Bruttoleistungen dürften bei etwa CHF 1
Mrd., die Nettoleistungen bei CHF 600 Mio. bis CHF 700 Mio. pro Jahr liegen.
Hauptbezüger der Sozialhilfe sind mit 34 Prozent Arbeitslose, gefolgt von
Suchtabhängigen (19%) sowie Alleinerziehenden und AHV/IV-Rentnern mit je 14
Prozent. In den letzten Jahren mussten grössere Gemeinden Steigerungsraten von
jährlich bis zu 35 Prozent verkraften. Aufgrund der bei 30 Sozialhilfestellen in der
Deutschschweiz erhobenen Daten lässt sich im Fürsorgebereich ein klarer Stadt-Land-
Unterschied erkennen. Die Zahl der unterstützten Personen und Familien liegt in
städtischen Gemeinden weitaus höher als in ländlichen Regionen. Zudem ist das Stadt-
Land-Gefälle bei der Sozialhilfe ausgeprägter als bei den Armutsquoten und
widerspiegelt damit eine restriktivere Sozialhilfe auf dem Land. Aus den Daten ging
weiter hervor, dass nur ein Teil der wirtschaftlich Bedürftigen öffentliche Sozialhilfe
bezieht. Die Fürsorgequoten liegen im Vergleich zu den Armutsquoten sehr viel tiefer,
bei den kleinsten Gemeinden rund vierzigmal, bei den Städten mit über 300'000
Einwohnern immerhin noch rund siebenmal. Laut Schätzungen beziehen je nach
Gemeinde zwischen 5 und 30 Prozent der einkommensschwachen Wohnbevölkerung
Fürsorgegelder. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.03.1994
MARIANNE BENTELI

Gemäss Schätzungen haben im Berichtsjahr 1995 etwa 275'000 Personen oder Familien
Leistungen der Sozialhilfe bezogen. Das sind rund 10 Prozent mehr als im Vorjahr. Damit
ist die Zahl weiterhin angestiegen, allerdings weniger stark als im Schnitt der letzten
Jahre. Für die unmittelbare Zukunft rechnen Sozialfachleute mit der gleichen
Entwicklung, da ein nachweisbarer Zusammenhang zwischen Arbeitslosigkeit und Armut
besteht. Von den ausgesteuerten Arbeitslosen melden sich im Durchschnitt rund ein
Drittel innerhalb von drei oder vier Monaten beim Fürsorgeamt. 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.12.1995
MARIANNE BENTELI

Im Berichtsjahr legte der Kanton Graubünden eine Armutsstudie vor. Der Bericht kam
zum Schluss, dass rund 16'000 Bündner (ca. 10% der Bevölkerung) als "relativ arm"
bezeichnet werden müssen. Ihnen stehen pro Monat weniger als 2000 Fr. zum Leben
zur Verfügung. Auch die Exekutive der Stadt Lausanne liess in zwei Studien die
finanzielle Situation der in wirtschaftlich prekären Verhältnissen lebenden Menschen
sowie die konkreten Auswirkungen der Armut untersuchen. In 5000 Haushaltungen (9%
der Gesamtheit) wurden in wenigstens zwei Kernbereichen (Einkommen, Ausbildung,
Einbettung in die Gesellschaft) Defizite festgestellt, womit diese Haushaltungen auch in
Bezug auf die Zukunftsaussichten auf sehr schwachen Beinen stehen. Weitere 4500
Haushaltungen (8%), insbesondere Familien, befanden sich in einer prekären Lage, weil
sie ihren finanziellen Verpflichtungen nur zeitweise nachkommen können und rund ein
Drittel von ihnen verschuldet ist. 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.04.1996
MARIANNE BENTELI

In der Schweiz nimmt die Armut seit Beginn der neunziger Jahre zu. Gemäss einer
Studie des Bundesamtes für Statistik stieg der Anteil der Haushalte, die nach eigenen
Angaben Sozialhilfe beziehen, zwischen 1991 und 1995 von 4,7% auf 5,2%. Die Haushalte
in der französischen Schweiz und im Tessin befinden sich laut Studie öfter in einer
bedürftigen Situation, die ihnen Anspruch auf Unterstützungsleistungen gibt. Grosse
Haushalte mit sechs und mehr Mitgliedern sind am häufigsten auf Unterstützung
angewiesen. Der Anteil der "working poors" (Leute, die arbeiten, aber damit nicht genug
für ihren Lebensunterhalt verdienen) bezogen auf die gesamte Bevölkerung schwankt
zwischen 3,5% und 13,6%. Das Risiko, unter einer bestimmten Einkommensschwelle zu
liegen, ist für Frauen und für Personen ohne nachobligatorische Ausbildung deutlich
höher als für andere Bevölkerungsgruppen. Ende Jahr schätzte die Schweizerische
Konferenz für Sozialhilfe (Skos) die Zahl der Sozialhilfeempfänger auf 300'000. Erstmals
wurde netto mehr als eine Milliarde Franken ausgeschüttet. Bei der Skos handelt es sich
um die ehemalige Schweizerische Konferenz für öffentliche Fürsorge (SKöF). 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.10.1996
MARIANNE BENTELI
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Nachdem in den achtziger Jahren verschiedene kantonale Armutsstudien - ausgehend
von unterschiedlichen Definitionen der Armutsgrenze - vorgelegt worden waren,
präsentierte die Universität Bern erstmals eine gesamtschweizerische Studie, welche
sich sowohl am soziokulturellen wie am subjektiven Armutskonzept orientierte. Das
soziokulturelle Existenzminimum rechnet nicht mit der blossen physischen
Daseinssicherung, sondern bezieht Komponenten der Teilhabe am Sozialleben mit ein.
Es lässt sich nur in Relation zum Wohlstandsniveau der betrachteten Gesellschaft (oder
Region) zu einem bestimmten Zeitpunkt ermitteln. Subjektive Armutskonzepte stellen
nicht auf die Einschätzung von Experten ab, sondern von allen Gesellschaftsmitgliedern,
Betroffene eingeschlossen. Untersucht wurden die Ressourcen der einzelnen
Haushalte, aber auch Wohnqualität, Arbeit und Ausbildung, Gesundheit, private
Netzwerke und subjektives Wohlbefinden.

Die Armutsgrenze wird in der Schweiz je nach Gesichtspunkt und gesetzlicher Regelung
unterschiedlich festgesetzt. Die Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe (Skos) setzt sie
für Einpersonenhaushalte bei 980 Fr. (nach Abgabe der Zwangsausgaben Steuern,
Sozial- und Krankenversicherung, Alimente, Schuldzinsen und Wohnkostenanteil) fest;
als Grenze für die Anspruchsberechtigung auf Ergänzungsleistungen (EL) gelten 1285 Fr.,
ebenfalls nach Abzug der Zwangsausgaben. Je nachdem, von welcher Armutsgrenze
ausgegangen wird, lebten in der Schweiz im Erhebungsjahr 1992 zwischen 390 000
(5,6% der Wohnbevölkerung) und 860 000 (9,8%) Personen, die als "arm" zu gelten
haben. Subjektiv nehmen aber längst nicht alle Betroffenen ihre Situation als Armut
wahr.

Die Studie ermittelte neben der Anzahl der als arm einzustufenden Personen jene
Bevölkerungsgruppen, die für Armut relativ anfällig sind. 60% der Armen in der Schweiz
sind weniger als 40 Jahre alt. Die Auswertung nach Haushaltstypen wies eine besonders
hohe Armutsquote bei Alleinerziehenden, geschiedenen Frauen und allein lebenden
Männern aus. Junge, kinderreiche Familien gehören überdurchschnittlich häufig zur
armen Bevölkerung. Signifikant unterdurchschnittliche Armutsquoten weisen
Angestellte (im Unterschied zu Selbständigerwerbenden) und Altersrentner auf. Eine
besonders hohe Armutsquote findet sich im Kanton Tessin und in der Romandie sowie
unter der ausländischen Bevölkerung. Verdeckte Armut machte die Untersuchung vor
allem dort aus, wo Anspruchsberechtigte keine EL oder Sozialhilfe beziehen, weil sie
aus nicht genau zu ermittelnden Gründen den Gang zum Sozialamt scheuen bzw. über
ihre Rechte nicht informiert sind. Über 50% der bezugsberechtigten Erwerbstätigen
und rund ein Drittel der bezugsberechtigten Rentner beziehen weder Sozialhilfe noch
EL. Eine Erhöhung der Bezugsquote könnte die real existierende Armut lindern. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.01.1997
MARIANNE BENTELI

Im Januar legte der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) eine Studie zur Situation
der „Working poor“ vor, also jener Menschen, die trotz regelmässiger Erwerbsarbeit von
Armut betroffen sind. Die Ergebnisse der Untersuchung bestätigten jene früherer
Berichte. Gemäss SGB leben 3% bis 5% der Vollzeitbeschäftigten unterhalb der
Armutsgrenze, d.h. sie erzielen ein Einkommen von weniger als 50% des Medianlohnes.
Als einzigen Lichtblick wertete der SGB den Umstand, dass die Zahl der betroffenen
Personen in den letzten Jahren nicht weiter zugenommen hat. Tief- und Tiefstlöhne
werden vor allem in der Landwirtschaft, im Detailhandel, in der Hotellerie, im
Gastgewerbe sowie bei den persönlichen und häuslichen Dienstleistungen ausgerichtet.
Deutlich stärker trifft es zudem Selbstständigerwerbende, unter 25-jährige und über
60-jährige Erwerbstätige. Der höchste Anteil an Tieflohnbezügern verzeichnet der
Kanton Tessin. Ausgehend von diesen Feststellungen verlangte der SGB einen
garantierten monatlichen Mindestlohn von 3000 Fr.. 15

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 07.01.1999
MARIANNE BENTELI

Eine Analyse der Schweizerischen Konferenz für öffentliche Sozialhilfe (SKOS) kam nach
einer Befragung in 2082 Gemeinden zum Schluss, dass sich zumindest in der
Deutschschweiz die Zahl der Sozialhilfebezüger allein in der ersten Hälfte der 90er
Jahre mehr als verdoppelt hat. Gemäss SKOS haben die wirtschaftlichen und familiären
Veränderungen zu einer massiven Verschärfung der sozialen Belastungen geführt. Es sei
deshalb nicht länger tragbar, dass die Sozialhilfe praktisch allein die Folgen des
Strukturwandels tragen müsse; das würde praktisch einer Kantonalisierung und
Kommunalisierung der Armut und der Folgen der wirtschaftlichen Rezession
gleichkommen. Die SKOS verlangte deshalb dringlich eine Koordination der kantonal
geregelten Sozialhilfe mit den Sozialversicherungen des Bundes. Um Rechtsgleichheit
sowie einen verbesserten Lastenausgleich zu erreichen, wäre laut SKOS ein

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.06.1999
MARIANNE BENTELI
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Rahmengesetz des Bundes für die soziale Sicherheit nötig, das sowohl die
Sozialversicherungen wie die Sozialhilfe mit einbezieht und den neuen sozialen Risiken
(Unterbrüche in der Erwerbsarbeit und veränderte Familienformen) Rechnung trägt. 16

Die OECD veröffentlichte eine Studie über die Wirksamkeit der Sozialhilfe in der
Schweiz und in Kanada. Als Stärke des schweizerischen Systems bezeichnete sie das
relativ hohe Leistungsniveau, welches eine generelle Verarmung weitgehend
verhindere. Kritik übte sie aber an der mangelnden Integration eigentlich arbeitsfähiger
Sozialhilfeempfänger in den Arbeitsmarkt. Paradoxerweise seien die positiven Effekte
eng mit den negativen verknüpft. Durch die lange Ausrichtung von
Arbeitslosenunterstützung und die bedarfsgerechte Ausgestaltung der Leistungen der
Sozialhilfe könne eine schlechter bezahlte Arbeit unattraktiv werden. Ungünstig sei
auch, dass ein durch Arbeit erzielter Verdienst vollumfänglich von der Sozialhilfe
abgezogen werde; auch dies ermutige nicht zur Aufnahme einer Arbeit. Das kanadische
System, in dem ein Sozialhilfebezüger durch Arbeit seine Situation verbessern kann,
biete einen stärkeren Anreiz für die Integration in den Arbeitsmarkt. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.10.1999
MARIANNE BENTELI

In einer Studie des BFS wurden die Wirkungen und der Umverteilungseffekt einzelner
Leistungen des Sozialstaates durchleuchtet. Die Studie brachte zum Ausdruck, dass die
Transfers in der Schweiz für die Einkommenssicherung in Bevölkerungsgruppen mit
niedrigem Einkommen von grosser Bedeutung sind. Transfereinkommen machen in
Haushalten aus der untersten Einkommensgruppe fast einen Drittel des
Gesamteinkommens aus. Bei einkommensmässig schlecht gestellten Rentnern kommt
der AHV und den Ergänzungsleistungen eine existenzsichernde Funktion zu, während
die berufliche Vorsorge für Arbeitnehmende in den tiefsten Lohnsegmenten kaum ins
Gewicht fällt. Für Alleinerziehende, Erwerbslose nach der Aussteuerung und
Geschiedene ist hingegen die Sozialhilfe zentral. (Für eine ähnliche von der OECD im
Vorjahr veröffentlichten Studie siehe hier) 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.06.2000
MARIANNE BENTELI

Acht Städte – Basel, Bern, Biel, Lausanne, Luzern, St. Gallen, Winterthur und Zürich –
liessen von einer Beratungsfirma einen Vergleich ihrer Sozialhilfe anstellen. Die
Untersuchung kam zum Schluss, dass sich die Probleme in allen diesen Städten ähnlich
stellen: Die Kosten sind im letzten Jahrzehnt erheblich gestiegen, scheinen sich nun
aber zu stabilisieren. Es zeigte sich aber auch, dass ein Vergleich schwierig ist, da die
Systeme von Kanton zu Kanton, oft sogar noch von Ort zu Ort verschieden sind. Die
sogenannte Sozialhilfedichte (Anteil der Sozialhilfeempfängerinnen und -empfänger an
der Gesamtbevölkerung) liegt im Mittel der acht Städte bei 5,4%. Biel als Stadt mit
besonders hoher Arbeitslosigkeit wies mit 7,5% den höchsten, Winterthur mit 3,6% den
tiefsten Wert aus. Kinder und Jugendliche waren überall etwa doppelt so häufig von der
Sozialhilfe abhängig wie Erwachsene. Eine wichtige Kennzahl im Vergleich der
Fürsorgeämter ist die Dauer der Sozialhilfeabhängigkeit, da sie Auskunft über die
Effizienz der getroffenen Integrationsmassnahmen gibt. In Basel wurde mit 39,4% der
höchste Anteil von Sozialhilfeempfängern mit einer Bezugsdauer von mehr als drei
Jahren festgestellt; am günstigsten schnitt Biel mit 20,8% Prozent ab. 19

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.07.2000
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat nahm Ende August Kenntnis vom dritten Bericht über den Vollzug und
die Wirksamkeit der Opferhilfe. Die umfangreiche Evaluation zeigte nicht nur, dass
immer mehr Menschen Opferhilfe in Anspruch nehmen, sondern auch, dass sich die
Praxis von den Absichten des Gesetzgebers entfernt hat, da die für besondere Fälle
konzipierten Genugtuungen zunehmend die im Normalfall vorgesehenen
Entschädigungen verdrängen. In einer ersten Vernehmlassung sprachen sich praktisch
alle Kantone für eine Konzentration der Opferhilfe auf die eigentliche Idee, eine
einheitlichere Anwendung des Gesetzes sowie Einschränkungen bei den
Genugtuungszahlungen aus. Aus diesen Gründen und angesichts der Zunahme der
Kosten will der Bundesrat eine Revision des Opferhilfegesetzes in die Wege leiten. 20

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.08.2000
MARIANNE BENTELI

01.01.65 - 01.01.23 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Gemäss einer vom BFS in Auftrag gegebenen breit angelegten Studie waren 1999 7,5%
der Erwerbstätigen sogenannte Working Poor, erreichten also mit ihrer Arbeit lediglich
einen Lohn unterhalb der Armutsgrenze. Betroffen waren auch die im gleichen Haushalt
wohnenden Familienangehörigen, gesamthaft rund 535 000 Personen, davon mehr als
zwei Fünftel Kinder. Der konjunkturelle Einbruch während der neunziger Jahre
verschärfte das Problem: Die Working Poor-Quote stieg 1996 sprunghaft von 4,9% auf
7,3% an, um auf diesem Niveau zu verharren. Ob jemand zum Working Poor wird, hängt
von verschiedenen Faktoren ab. Gemäss der Studie wird das Risiko durch die Stellung
auf dem Arbeitsmarkt ebenso geprägt wie durch die Familienstruktur. Besonders
gefährdet sind Ausländer, schlecht Ausgebildete, Selbständigerwerbende in
Kleinstbetrieben, Beschäftigte in Tieflohnbranchen sowie Teilzeitangestellte. Stark
betroffen sind Alleinerziehende und Grossfamilien. Die Armutsgrenze wurde nach den
Richtlinien der SKOS definiert (Einkommen – nach Abzug von Steuern und
Sozialversicherungsbeiträgen – von weniger als 2100 Fr. pro Monat für einen
Einpersonenhaushalt, von weniger als 4000 Fr. für eine vierköpfige Familie). Die Analyse
wurde von den jüngsten Zahlen der Städteinitiative „Ja zur sozialen Sicherung“
bestätigt. (Für Massnahmen zugunsten von Familien siehe hier, hier, hier, hier und
hier) 21

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.03.2001
MARIANNE BENTELI

Eine Caritas-Studie zeigte, dass die Chancen, bei relativ guter Gesundheit ein hohes
Alter zu erreichen, je nach sozialem Status ungleich verteilt sind. Wer über einen tiefen
Lohn, eine geringe Schulbildung, ein prekäres Arbeitsverhältnis oder einen niedrigen
beruflichen Status verfügt, muss mit einer tieferen Lebenserwartung rechnen. Im
Durchschnitt lebt ein Akademiker vier bis fünf Jahre länger als ein angelernter Arbeiter.
Aber auch bei den Invalidierungen vor Erreichen des Pensionsalters zeigen sich
markante Unterschiede. In den freien und wissenschaftlichen Berufen werden nur 2,1%
der Männer zwischen 45 und 65 Jahren zu 100% invalid, bei den unqualifizierten
Arbeitern hingegen 25,4%. Nach Berufskategorien haben Wissenschafter, Architekten
und Ingenieure (2,9-3,9%) das geringste Invaliditätsrisiko, die Bauarbeiter dagegen das
höchste (40%), gefolgt von den Hilfsarbeitern in der Industrie (31,3%), den
Automechanikern (25,2%) und der Gruppe der Personen, die in den Branchen der
Reinigung, der Wartung und des Strassenunterhalts beschäftigt sind. 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.01.2002
MARIANNE BENTELI

Nach den von der Städteinitiatve „Ja zur sozialen Sicherung“ vorgestellten Daten ging
die Zahl der Sozialhilfebezüger 2001 leicht zurück, am stärksten in Basel (-15,8%),
Schaffhausen (-7,7%) und Bern (-7,2%), während sie in Sankt Gallen und Winterthur
praktisch stabil blieb. Im Durchschnitt erhielten 5% der Einwohner der grossen
Schweizer Städte Sozialhilfe. Einmal mehr zeigte sich, dass Kinder das Armutsrisiko
enorm beeinflussen: 22,4% aller unterstützter Haushalte waren Einelternfamilien,
weitere 13% Familien mit mehreren Kindern. Jedes zehnte Kind lebte in einer Familie,
die als arm bezeichnet werden muss. Die Städteinitiative verlangte deshalb erneut
rasche Massnahmen zu Gunsten der Familien: Ausdehnung des EL-Systems auf
Familien, substantielle Erhöhung der Kinderzulagen, Ausbau der ausserhäuslichen
Kinderbetreuung und verstärkte Integration der Jugendlichen aus finanzschwachen
Familien in den Arbeitsmarkt. 23

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.06.2002
MARIANNE BENTELI

Anlässlich seines traditionellen Medienspaziergangs auf die Petersinsel sprach sich
Bundesrat Couchepin für Steuergutschriften zu Gunsten jener Menschen aus, die trotz
Arbeit weniger als das Existenzminimum verdienen (Working poor). Er berief sich dabei
auf eine Studie, welche im Auftrag des EVD von der Universität Bern erstellt worden
war. Die Autoren der Studie hatten ein Modell mit einem staatlich fixierten Mindestlohn
und zwei Modelle mit Steuergutschriften für erwerbstätige Familien auf ihre
Praktikabilität und Effizienz hin untersucht. Dabei waren sie zum Schluss gekommen,
dass Mindestlöhne die Wirtschaft mit 1,7 Mia Fr. Mehrkosten extrem belasten, die Zahl
der Working Poor aber nur unwesentlich verringern würden. Mit Steuergutschriften, die
zu Steuerausfällen von rund 360 Mio führen würden, könnte hingegen die Anzahl der
unter der Armutsgrenze lebenden Familien (zumindest theoretisch) auf Null gesenkt
werden. Eine Finanzierung durch allgemeine Steuern, die progressiv erhoben werden,
wäre auch sozialer als höhere Mindestlöhne, die über höhere Preise zumindest
teilweise an die Betroffenen überwälzt würden. Couchepin erachtete die Studie als
Beitrag zur laufenden Working-Poor-Diskussion. Konkrete Schritte, wie dem Modell
politisch zum Durchbruch verholfen werden könnte, wollte er aber keine nennen. (Zum
Steuerpaket für Familien siehe hier) 24

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.07.2002
MARIANNE BENTELI
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Gemäss einer Untersuchung des BFS über Wohlstand und Wohlbefinden der Schweizer
Bevölkerung, die auf einer 1998 durchgeführten Befragung basiert, wird alles in allem
ein hohes Mass an Lebenszufriedenheit erreicht. Die einkommensschwachen
Schichten, zu denen in erster Linie Alleinerziehende, Ausländer und Ausländerinnen,
kinderreiche Familien und Angestellte in Verkaufs- und Dienstleistungsberufen
gehören, weisen allerdings in allen angesprochenen Bereichen (Leben insgesamt,
Berufs- und Familienleben, finanzielle Situation, Gesundheit, Wohnsituation, Freizeit
und soziale Kontakte) Defizite auf und empfinden diese auch subjektiv. Besonders
auffällig sind die Unterschiede beim Lebensstandard. Einkommensschwache müssen
für Nahrungsmittel und Wohnkosten die Hälfte ihrer Einkünfte aufwenden, während
Wohlhabende nur 9,3% für Nahrung und 26% für Wohnung ausgeben. Im Jahr der
Umfrage verzichteten 11% der unterprivilegierten Bevölkerungsschicht auf eine
Zahnbehandlung, 17% auf Ferien. 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.11.2002
MARIANNE BENTELI

Wer ein niedriges Einkommen hat, verfügt nach Abzug von Steuern, Mietzins, allfälligen
Kosten für Kinderkrippe, Krankenkassenprämien und nach möglichen Sozialtransfers
wie Kinderzulagen, Verbilligung von Krankenkassenprämien, Alimentenbevorschussung
usw. je nach Wohnort (verglichen wurden die Kantonshauptstädte) über ein sehr
unterschiedlich hohes Einkommen, wie eine im Auftrag der Schweizerischen Konferenz
für Sozialhilfe (SKOS) verfasste Studie deutlich machte. Entscheidend für die
Differenzen sind vor allem die Krippenkosten und die Ausgestaltung der
Alimentenbevorschussung. Die enormen kantonalen Unterschiede und
Disfunktionalitäten, die beispielsweise dazu führen können, dass ein erhöhter
Arbeitseinsatz letztlich ein niedrigeres Einkommen auslöst, verlangen nach Ansicht der
SKOS nach einem eidgenössischen Rahmengesetz zur Existenzsicherung. 26

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.02.2003
MARIANNE BENTELI

Gemäss einer Analyse des Bundesamtes für Statistik (BFS) nahm 2003 die Zahl der
Working Poor in der Schweiz erstmals seit vier Jahren wieder zu. Besonders betroffen
sind nach wie vor Alleinerziehende, Kinderreiche, Selbständigerwerbende und
Ausländer. 2003 waren 7,4% jener 20- bis 59-jährigen Erwerbstätigen arm, die in einem
Haushalt mit einem Erwerbsumfang von mindestens einer Vollzeitstelle (ab 90%) leben.
2002 hatte dieser Anteil 6,4% betragen. In der Krise zu Beginn der 90er Jahre war die
Working-Poor-Quote auf 9% (1996) angestiegen; danach stabilisierte sie sich und ging
nach 2000 sogar auf unter 7% zurück. Seit 2002 beobachtete das BFS wieder einen
Anstieg. Betroffen waren im Jahr 2003 231'000 Working Poor in 137'000 Haushalten mit
total 513'000 Personen, davon 223'000 Kinder. Die Working-Poor-Quote hängt
zumindest teilweise mit dem Verlauf der Erwerbslosenquote zusammen. Der Anteil
armer Erwerbstätiger folge der Arbeitslosenquote mit einem Abstand von zwei bis drei
Jahren, stellte das BFS fest. Offenbar gehe ein Anstieg der Erwerbslosigkeit mit einem
Wachstum der Zahl prekärer Arbeitsverhältnisse einher. 27

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.11.2004
MARIANNE BENTELI

Eine von der SKOS in Auftrag gegebene Studie zeigte, dass ein Zusatzeinkommen nicht
immer lohnend ist. Steigern Familienhaushalte ihre Erwerbstätigkeit oder teilen Paare
die Erwerbsarbeit unter sich auf, hat dies (negative) Auswirkungen bei den Ausgaben für
Steuern und Kinderbetreuung, bei der Verbilligung der Krankenkassenprämien und bei
anderen Sozialtransfers. Laut der Studie ist der Anreiz für einen Zusatzverdienst nicht
nur nach Familientyp (Paarhaushalt, Einelternhaushalt, Ehe, Konkubinat), sehr
unterschiedlich. Erheblich sind die Unterschiede auch je nach Wohnort (verglichen
wurden die Kantonshauptstädte Zürich, Lausanne und Bellinzona). Generell zeigte sich,
dass sich die Aufteilung der Erwerbsarbeit meist nicht lohnt: das Alleinverdienermodell
bleibt nach wie vor das finanziell günstigste. 28

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.01.2005
MARIANNE BENTELI

Im Mai des Berichtsjahres erschien erstmals die neue Sozialhilfestatistik, die alljährlich
detaillierte Informationen über die Sozialhilfebezügerinnen und Sozialhilfebezüger
sowie die Sozialhilfeleistungen liefern wird. Nach dieser Statistik bezogen 2004 rund
220'000 Personen Sozialhilfeleistungen. Das entspricht einer Sozialhilfequote von 3%
der Gesamtbevölkerung. Die Auswertungen des BFS zeigten, dass die Städte,
Agglomerationen und ländlichen Gemeinden äusserst unterschiedlich stark belastet
sind. Während die Quote in den städtischen Zentren 5% beträgt, ist diese in den
ländlichen Gemeinden mit 1,6% deutlich unter dem schweizerischen Mittel. Ein Viertel
der unterstützten Personen lebt in den fünf grössten Schweizer Städten (Zürich, Genf,

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 16.05.2006
MARIANNE BENTELI
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Basel, Bern, Lausanne). In diesen Zentren liegt die Sozialhilfequote wesentlich über dem
schweizerischen Durchschnitt. Eine überdurchschnittlich hohe Sozialhilfequote
verzeichnen die Kantone BS, VD, NE, ZH, GE, BE und FR, während die Sozialhilfequote in
ländlichen Kantonen deutlich unter dem Durchschnitt liegt. Nach
soziodemographischen Kriterien aufgeschlüsselt tragen Alleinerziehende, Geschiedene
sowie Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene ein besonders hohes Sozialhilferisiko.
Dagegen sind Rentnerinnen und Rentner kaum auf Sozialhilfe angewiesen. 29

In der Schweiz sind rund 360'000 Menschen im Erwerbsalter gemäss den Richtlinien
der Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) arm. Rund ein Drittel davon sind
so genannte Working Poor – also Personen, die trotz Vollzeitbeschäftigung unter der
Armutsgrenze leben. Dank der guten Konjunktur ist die Armutsquote tendenziell
sinkend, wie die neuesten Zahlen des BFS zeigen. 2005 waren rund 8,5% der Schweizer
Bevölkerung im Alter von 20 bis 59 Jahren von Armut betroffen; fünf Jahre zuvor waren
es noch 9,1% gewesen. Die stärkste Abnahme verzeichnete das BFS zwischen 2000 und
2002 und führte dies auf die günstige Konjunktur und die damit verbundene sinkende
Arbeitslosenquote zurück. Zwischen 2002 und 2004 stieg die Quote allerdings wieder
an, um im Jahr 2005 wieder leicht zu sinken. Die Zahl der Working Poor reagiert laut
BFS mit einer gewissen Verzögerung auf die Konjunktur. Gemäss der Statistik laufen vor
allem Alleinerziehende, kinderreiche Familien, unqualifizierte Erwerbstätige und
Selbstständige Gefahr, unter die Armutsgrenze zu rutschen. Jede sechste kinderreiche
Familie und jede zehnte alleinerziehende Person kommt demnach nur mit harten
finanziellen Entbehrungen über die Runden. Überdurchschnittlich viele Working Poor
gibt es auch bei Erwerbstätigen ohne nachobligatorische Ausbildung, bei Personen mit
befristeten Anstellungsverträgen oder mit einem Erwerbsunterbruch sowie bei
Ausländerinnen und Ausländern. 30

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2006
MARIANNE BENTELI

Die gute Konjunktur entschärfte die finanzielle Situation der öffentlichen Sozialhilfe
2006 erneut. Wie die Städteinitiative Sozialpolitik mitteilte, sank in fünf von acht
Schweizer Städten die Zahl der Sozialfälle. Wo die Fallzahlen noch stiegen, schwächte
sich die Zunahme immerhin deutlich ab. In Zürich, Basel und Winterthur sanken die
Zahlen um 1,5%, in den Städten Schaffhausen und Uster sogar um rund 7%.
Zugenommen haben die Fallzahlen lediglich in Bern, St. Gallen und Luzern. Die
uneinheitliche Entwicklung spiegelt gemäss der Mitteilung einerseits die regional
unterschiedliche Erholungstendenz der Wirtschaft, anderseits aber auch die
föderalistische Regelung der Sozialhilfe. Die neuen Richtlinien der Schweizerischen
Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) zur Bemessung der Sozialhilfe würden nicht in allen
Kantonen gleich umgesetzt. In den meisten der Städte stiegen allerdings die
Nettokosten pro Fall gegenüber 2005 erneut. Sie betrugen nun durchschnittlich knapp
11'000 Fr. Die Gründe dafür seine vielfältig, hiess es. Einer davon sei der zunehmende
Beratungs- und Betreuungsaufwand, unter anderem für die Arbeitsintegration, ein
anderer die sinkende Rückerstattung aus den Sozialversicherungen. 31

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2006
MARIANNE BENTELI

Mangelnde Bildung und fehlende Erwerbstätigkeit sind die wichtigsten Risikomerkmale
junger Erwachsener in der Sozialhilfe. Bei Frauen in allen Altersgruppen führen
hauptsächlich prekäre Arbeitsmarktintegration, Scheidung und die Verantwortung für
die Kinderbetreuung als Alleinerziehende zu einem Sozialhilfebezug. Eine Studie des
BFS und des Eidg. Büros für die Gleichstellung von Frau und Mann untersuchte anhand
der Sozialhilfestatistik 2004, ob spezifische Risikokonstellationen für die erhöhte
Sozialhilfeabhängigkeit von Frauen verantwortlich sind. Während in der
Wohnbevölkerung 30% der jungen Frauen zwischen 18 und 25 Jahren über keinen
nachobligatorischen Bildungsabschluss verfügen, beträgt ihr Anteil an den
Sozialhilfebeziehenden 63%. Bei jungen Männern bestätigte sich dieser Risikofaktor
ebenfalls (62%). Während Erwerbslosigkeit bei jungen Erwachsenen allgemein ein hohes
Sozialhilferisiko darstellt, ist Nichterwerbstätigkeit aufgrund von Ausbildung oder
Kinderbetreuungsverpflichtungen ein frauenspezifischer Faktor, der sich mit
zunehmendem Alter noch verschärft: In der Altersgruppe der 31- bis 40-Jährigen ist
jede zweite Sozialhilfebezügerin alleinerziehend. (Vgl. auch hier; zur Frage der
Steuerbefreiung des Existenzminimums siehe hier) 32

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.09.2007
MARIANNE BENTELI
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Das BFS ist seit 2006 dabei, ausgehend von der Auswertung der verfügbaren kantonalen
Daten, eine gesamtschweizerische Sozialhilfestatistik aufzubauen. Die Untersuchungen,
welche im Berichtsjahr neu dazu kamen (AG, AI, SH, SO, TG und ZH) zeichneten mit
Nuancen alle ein ähnliches Bild. Dank der andauernd guten Konjunktur waren 2006 die
Fallzahlen tendenziell in den meisten Regionen leicht zurückgegangen. In ländlichen
Gebieten sind prekäre finanzielle Verhältnisse weniger stark ausgeprägt als in
städtischen; Alleinerziehende, Personen mit Ausbildungsdefiziten, Kinder und
Jugendliche sowie Ausländerinnen und Ausländer sind in der Sozialhilfe
überproportional vertreten. 33

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.11.2007
MARIANNE BENTELI

Dass es den Menschen in der Schweiz mit zunehmendem Alter finanziell besser geht,
zeigte nicht nur die Sozialhilfestatistik, sondern auch eine vom BFS in Auftrag gegebene
Studie der Universität Genf. Diese stellte fest, dass sich die finanzielle Situation der
Rentner seit der Einführung der AHV 1948 grundlegend verändert hat. Wären damals
viele ohne die Unterstützung ihrer Kinder nicht über die Runden gekommen, hat sich
heute das Blatt gewendet. Personen im Ruhestand wiesen nun gegenüber dem Rest der
Bevölkerung eine höhere materielle Sicherheit auf. Die AHV machte bei den meisten
Rentnern nur einen Teil der Einkünfte aus. Laut der Studie verfügten Rentnerpaare im
Mittel über ein dreimal höheres Vermögen als Erwerbstätige. Untersucht wurde die
wirtschaftliche Situation von über einer Million Personen in der Schweiz im Alter
zwischen 25 und 99 Jahren im Jahr 2003 . 34

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.04.2008
LINDA ROHRER

Das BFS ist seit 2006 dabei, ausgehend von der Auswertung der verfügbaren kantonalen
Daten, eine gesamtschweizerische Sozialhilfestatistik aufzubauen. Dieses Jahr
erschienen nun erste umfassende Daten für das Jahr 2006. Gemäss diesen waren in der
Schweiz ungefähr 380'000 Menschen im Alter zwischen 20 und 59 Jahren arm. Das
entspricht einer Quote von 9%. Die Quote der „Working poor“, also jener armen
Erwerbstätigen, die in einem Haushalt mit insgesamt mindestens 36 Arbeitsstunden pro
Woche leben, sank von 5% im Jahr 2000 auf 4,5% im Jahr 2006. Als arm gilt in der
Schweiz, wer alleinstehend mit weniger als 2200 Fr. leben muss. Der zwischenzeitliche
deutliche Rückgang der Armutsquote bis 2002 und die erneute Zunahme danach erklärt
sich mit dem zeitlich verzögerten Einfluss der Arbeitslosigkeit, die zuerst 2001 auf 1,7%
sank und anschliessend auf 3,9% anstieg. Die Zahl der Sozialhilfeempfangenden nahm
2006 um rund 7600 auf 245 156 Personen zu. Im Vergleich zum Vorjahr wuchs die
Quote um 0,1%. Rund 44% aller Sozialhilfeempfangenden waren Ausländer. Kinder,
junge Erwachsene und Alleinerziehende waren am häufigsten auf Sozialhilfe
angewiesen. Generell nahm die Quote mit zunehmendem Alter ab. Arbeitslosigkeit und
Ausbildung zählten zu den wichtigsten Sozialhilferisiken . 35

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.05.2008
LINDA ROHRER

Aus der im Frühjahr vom BFS veröffentlichten Sozialhilfestatistik 2007 ging hervor, dass
der Anteil an Sozialhilfebezügern an der Bevölkerung im Jahr 2007 im Vergleich zum
Vorjahr leicht zurückgegangen war. 2007 wurde ein Anteil von 3,1% der
Gesamtbevölkerung mit Sozialhilfe unterstützt. 2006 lag die Quote bei 3,3%, 2005 bei
3,2%. Den höchsten Anteil an Sozialhilfebezügern hatten nach wie vor Alleinerziehende
(knapp 17%). Generell nimmt das Risiko, Sozialhilfe in Anspruch nehmen zu müssen, mit
zunehmendem Alter ab. Die Sozialhilfequoten in städtischen Kantonen wie Basel-Stadt
und in der Westschweiz lagen tendenziell über dem Durchschnitt. Die
Wahrscheinlichkeit, dass Ausländer Sozialhilfe beziehen, war rund drei Mal höher als bei
Schweizern; 44% aller Sozialhilfeempfänger waren im Jahr 2007 Ausländer. 36

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.05.2009
LINDA ROHRER

Eine Studie von Pro Senectute hielt fest, dass in keiner Altersgruppe die Einkommen
und Vermögen ungleicher verteilt sind als bei den über 60-Jährigen. Ein Drittel der
Pensionierten lebe nur von der AHV-Rente. 12% der AHV-Rentner seien auf
Ergänzungsleistungen angewiesen und würden zu den Armen zählen, wenn es diesen
Sozialtransfer nicht gäbe. Etwa 3-4% der Bezüger blieben trotz dieser Hilfe arm. Die
Tendenz der Verschuldung im Alter nahm deutlich zu. Zu den häufigsten Gründen der
Verschuldung gehörten Steuerverpflichtungen. Pro Senectute möchte daher die
Altersarmut über den Ausbau der Ergänzungsleistungen eindämmen und das
Existenzminimum von Steuern befreien. 37
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Die Hilfsorganisation Caritas veranschlagte die Zahl der armen Menschen in der
Schweiz auf 896'000 und lag damit im oberen Bereich der Schätzungen. Caritas setzte
sich zum Ziel, dazu beizutragen, dass die Armut in der Schweiz in den kommenden zehn
Jahren halbiert wird. Damit schloss sie sich dem Europäischen Jahr zur Bekämpfung
von Armut und sozialer Ausgrenzung 2010 an. Dazu forderte die Hilfsorganisation von
den Kantonen jährliche Armutsberichte und ein Bundesrahmengesetz zur Sozialhilfe. 38

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.2009
LINDA ROHRER

Zu Beginn des Jahres präsentierte die Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe (Skos) 31
Massnahmen, um die Armut in der Schweiz einzudämmen. Finanziert werden sollten
diese durch eine Umschichtung der Sozialhilfeausgaben. Im Fokus dieser Vorschläge
standen Lebensphasen und Lebensbereiche, in denen die Armut besonders oft
entsteht, wie beispielsweise Kindheit, Familie, Bildung, Arbeitslosigkeit etc.
Thematisiert wurden Mindestlöhne, Lehrwerkstätten, die Steuerbefreiung des
Existenzminimums oder die Finanzierung eines „zweiten“ Arbeitsmarktes für
Langzeitarbeitslose. Mit den vorgeschlagenen Massnahmen wollte die Skos die Armut in
der Schweiz in den nächsten 10 Jahren halbieren, wobei sie ein besonderes Gewicht auf
die Langzeitarbeitslosen legte. 39

STUDIEN / STATISTIKEN
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LUZIUS MEYER

Im Dezember veröffentlichte das BfS die Sozialhilfestatistik 2009. Trotz wirtschaftlich
schwieriger Zeiten war die Sozialhilfequote innert Jahresfrist marginal von 2,9 auf 3%
angestiegen. 2009 waren in der Schweiz 230'019 Personen auf Sozialhilfe angewiesen.
Die Sozialhilfequote war bei Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen bis 25
Jahre am höchsten. Sorgen bereitete auch die Gruppe der 56- bis 64-Jährigen, in
dieser Gruppe hatte die Quote in den letzten fünf Jahren stetig zugenommen. Während
die Sozialhilfequote bei den Schweizern unverändert 2% betrug, stieg sie bei der
ausländischen Bevölkerung um 0,1 Prozentpunkte auf 6,1% an. Nach wie vor wiesen
Alleinerziehende das grösste Sozialhilferisiko auf. Die Sozialhilfe wurde in Städten und
städtisch geprägten Kantonen sowie in der Westschweiz stärker beansprucht als in der
übrigen Schweiz. 40

STUDIEN / STATISTIKEN
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LUZIUS MEYER

Im Sommer 2022 wurde eine Studie der Berner Fachhochschule zu Armutsbetroffenen
in der Schweiz publiziert. Ausgehend von den Steuerdaten des Kantons Bern kamen die
Forschenden zum Schluss, dass es bezüglich des Anteils armer Menschen keine
wesentlichen Unterschiede zwischen Stadt und Land gibt. Während sich der Anteil auf
dem Land auf 5 Prozent belaufe, seien 7 Prozent der Stadtbevölkerung von Armut
betroffen. Damit unterscheide sich die Schweiz von anderen Staaten, wo Armut auf
dem Land stärker verbreitet ist. Allerdings handle es sich bei den armutsbetroffenen
Personen in der Stadt nicht um die gleichen gesellschaftlichen Gruppen wie auf dem
Land. In ländlichen Regionen gehörten vor allem Personen, die in der Landwirtschaft
arbeiten, und Pensionierte zu den Betroffenen, in den urbanen Gebieten seien es
Freiberufliche und Dienstleistende. Unabhängig von ihrem Wohnort seien etwa Frauen,
Alleinerziehende und Personen mit niedriger Bildung überdurchschnittlich häufiger arm
als der Rest der Bevölkerung. Ebenfalls eine Rolle spiele die Lebensphase, in der sich
jemand befindet. Familien mit Kleinkindern liessen sich durchschnittlich knapp
oberhalb der Armutsgrenze verorten, mit dem Eintritt in den Kindergarten des jüngsten
Kindes entschärfe sich die Situation jedoch. Seien die Kinder schliesslich erwachsen,
liesse sich eine Angleichung an den Wohlstand der Gesamtbevölkerung beobachten. 41

STUDIEN / STATISTIKEN
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JOËLLE SCHNEUWLY

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Der vom neuen Direktor des Bundesamtes für Sozialversicherung (BSV), Otto Piller,
präsidierte Konsultativausschuss verwaltungsexterner Kreise, der die Arbeiten von
IDA-FiSo-2 mit Empfehlungen begleitete, hielt seine Überlegungen in einem eigenen
Bericht fest. Dieser analysierte neue, durch den gesellschaftlichen Wandel
hervorgerufene soziale Risiken sowie mögliche Gegenmassnahmen. Die neu auf die
Gesellschaft zukommenden Bedürfnisse sind nach Ansicht einer Mehrheit des
Ausschusses nicht einfach das Resultat zufälliger individueller Umstände, sondern das
Produkt eines tiefen Wandels der Lebensformen, insbesondere im Bereich der Familie
und im Berufsleben. Diese stellten neue soziale Risiken dar, denen mit den
Sozialversicherungs- und Sozialhilfesystemen nicht mehr angemessen begegnet werden
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könne. Die Veränderungen der Lebens- und Arbeitsformen führten bei immer mehr
Leuten zu gesellschaftlicher Marginalisierung und Armut sowie zu Deckungslücken im
Sozialschutz. Weil die verfügbaren finanziellen Mittel sogar bei Werktätigen und erst
recht bei Nichterwerbstätigen nicht mehr für den Lebensunterhalt ausreichten, sollte
beispielsweise das Prinzip der Ergänzungsleistungen auf Bereiche ausserhalb von AHV
und IV ausgedehnt werden. Die EL würden damit zum Bindeglied zwischen dem
individuellen Sozialversicherungsanspruch und der bedarfsabhängigen Sozialhilfe. Als
mögliche Verbesserungen nannte der Bericht die Verankerung des Rechts auf
Sozialhilfe in der Verfassung, die Verabschiedung eines diesbezüglichen
Rahmengesetzes auf Bundesebene, die Harmonisierung der materiellen Bestimmungen
sowie die Einführung eines Ausgleichssystems in bezug auf die zu tragenden Lasten. Als
weitere mögliche Massnahmen schlug der Ausschuss unter anderem gezielte,
einkommensergänzende Leistungen oder eine Abgabenbefreiung für Betriebe vor, die
Arbeitnehmer mit geringer Qualifikation beschäftigen, sowie ein Impulsprogramm zur
Schaffung sogenannt ergänzender Arbeitsplätze für Minderqualifizierte.

Gerade mit derartigen Vorschlägen konnte eine wirtschaftsfreundliche Minderheit des
Konsultativausschusses wenig anfangen. Der Weiterausbau des Sozialstaats über eine
gewisse Limite hinaus könnte ihrer Ansicht nach für die Mittelschicht zu einer kaum
mehr verkraftbaren finanziellen Belastung werden. Zudem dürften die wirtschaftlichen
Folgen von eigenverantwortlichem Handeln, beispielsweise bei einer Scheidung, nicht
einfach auf das Gemeinwesen überwälzt werden. Ein soziales Sicherungssystem, das
nicht mehr hauptsächlich auf der Arbeit beruhe, würde zwar die Schliessung gewisser
Lücken im sozialen Netz ermöglichen, doch wäre der Anreiz zur Arbeit nicht mehr
gegeben. Ein solches Modell wäre auch schlicht nicht finanzierbar. 42

Die Nachanalyse zur Abstimmung über die Volksinitiative „Für ein bedingungsloses
Grundeinkommen“, basierend auf rund 1'500 in den zwei Wochen nach der
Abstimmung durchgeführten Telefoninterviews, wurde im August 2016 publiziert. Sie
ergab, dass die Initiative bei allen politischen und sozialen Gruppen mehrheitlich auf
Ablehnung gestossen war und auch im ganz linken Teil des politischen Spektrums keine
Mehrheit gefunden hatte. Jedoch erwiesen sich die Sympathisanten und
Sympathisantinnen der linken Parteien als gespaltener denn das rechte Lager: Jene der
Grünen Partei, welche die Ja-Parole herausgegeben hatte, nahmen die Initiative knapp
an (56%), jene der SP, welche für ein Nein plädiert hatte, stimmten zu 39% mit Ja. Die
höchste Zustimmung erreichte das Anliegen bei jüngeren Personen aus städtischen
Gebieten, welche sich für mehr soziale Gerechtigkeit und einen stärkeren Staat
aussprachen. Bei den Ja-Stimmenden stand die Reduktion der Ungleichheit sowie eine
Reflexion über das Verhältnis zwischen Wirtschaft und Gesellschaft bzw. Arbeits- und
Privatleben im Vordergrund. Die Nein-Stimmenden stellten insbesondere die
Finanzierbarkeit der Initiative in Frage und kritisierten, ein Grundeinkommen würde
den Anreiz zur Erwerbstätigkeit senken. 43

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.08.2016
FLAVIA CARONI

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Reicht nach einer Scheidung oder Trennung das Einkommen nicht für zwei Haushalte,
sind doppelt so viele Frauen von Armut betroffen wie Männer. Die Eidgenössische
Kommission für Frauenfragen (EKF) legte dazu eine Studie vor und forderte
Massnahmen für eine geschlechtergerechte Aufteilung der wirtschaftlichen Folgen von
Trennung und Scheidung. Grund für das hohe Armutsrisiko geschiedener Frauen ist
unter anderem die gängige Rechtspraxis, wonach der unterhaltspflichtigen Person –
aufgrund der traditionellen Rollenverteilung nach wie vor meist der Mann – nicht ins
Existenzminimum eingegriffen wird. Um die festgestellten Benachteiligungen und
Rechtsungleichheiten zu beseitigen, empfiehlt die EKF eine Reihe von Massnahmen,
unter anderem ein nationales Rahmengesetz für die Sozialhilfe. 44
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